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zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
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A. Problem 

Das geltende Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen 
stammt aus dem Jahre 1878 (mit Novellierung 1935). Eine Neu-
ordnung des Verfahrens ist aus rechtlichen und tatsächlichen 
Gründen zwingend erforderlich. Komplizierte Schiffstechni-
ken und gefährliche Ladungen erfordern neue Maßstäbe für 
die Untersuchung von Schiffsunfällen. 

B. Lösung 

Es soll ein neues Seeunfalluntersuchungsgesetz verabschiedet 
werden. 

Zustimmung im Verkehrsausschuß bei einer Stimmenthal-
tung. 

C.Alternativen 

entfallen 
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D. Kosten 

Dem Bund entstehen Kosten von jährlich knapp 1 Mio. DM. 
Die Länder werden entlastet, so daß insgesamt gesehen keine 
Mehrbelastungen für die öffentliche Hand entstehen. 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 10/3312 — in der anliegenden Fassung 
anzunehmen, 

2. den Antrag — Drucksache 10/2839 — für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 25. September 1985 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich 	Bohlsen 

Vorsitzender 	Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Untersuchung von Seeunfällen 
(Seeunfalluntersuchungsgesetz, SeeUG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Abschnitt 1 

Begriff, Zweck und Umfang 
der Seeunfalluntersuchung 

§1 

(1) Seeunfälle im Sinne dieses Gesetzes sind Un-
fälle von Schiffen 

1. auf den Seeschiffahrtstraßen, 

2. in den an den Seeschiffahrtstraßen gelegenen 
Häfen, wenn ein Seeschiff beteiligt ist, 

3. auf Hoher See und in fremden Hoheitsgewäs-
sern, wenn 

a) ein Seeschiff beteiligt ist, das berechtigt ist, 
die Bundesflagge zu führen, oder 

b) ein Beteiligter ein Befähigungszeugnis als 
Kapitän oder Schiffsoffizier nach § 19 Abs. 1 
Nr. 1 oder eine Zulassung als Seelotse nach 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 besitzt, oder 

4. auf Hoher See und in fremden Küstenmeeren, 
wenn ein Binnenschiff beteiligt ist, das in einem 
Schiffsregister der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragen ist. 

Als Schiffe im Sinne von Satz 1 gelten auch Luftkis-
sen- und Tragflächenfahrzeuge, Sportboote und 
schwimmende Geräte. 

(2) Ein Unfall im Sinne des Absatzes 1 liegt vor, 
wenn 

1. durch das Verhalten, den Zustand oder den Be-
trieb eines Schiffes eine erhebliche Gefährdung 
oder Beeinträchtigung 

a) seiner Sicherheit, insbesondere der Sicher-
heit der an Bord befindlichen Personen, 

b) der Sicherheit des Schiffsverkehrs oder 

c) des Zustandes eines Gewässers 

eingetreten ist, 

2. ein Schiff gesunken, verschollen oder aufgege-
ben worden ist, 

3. ein Schiff einen erheblichen Schaden erlitten 
oder ein Schiff oder seine Ladung einen erhebli-
chen Schaden verursacht hat, oder 

4. beim Betrieb eines Schiffes eine Person getötet 
worden oder verschollen ist. 

(3) Als Seeunfall gilt die von Beteiligten nach § 4 
Nr. 1 unterlassene Hilfe- oder Beistandsleistung.  

§2 

(1) Seeunfälle nach § 1 werden nach diesem Ge-
setz untersucht, wenn ein öffentliches Interesse 
vorliegt. Ein öffentliches Interesse liegt stets vor, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland durch inter-
nationale Übereinkommen zur Untersuchung ver-
pflichtet ist. 

(2) Ist an einem Seeunfall ein Schiff der Bundes-
wehr beteiligt, bedarf die Untersuchung der Zustim-
mung des Bundesministers der Verteidigung; sie 
kann aus Gründen der militärischen Sicherheit ver-
sagt werden. 

(3) Seeunfälle werden nicht nach diesem Gesetz 
untersucht, wenn nur Kriegsschiffe, nur Schiffe des 
Bundesgrenzschutzes, der Zollverwaltung oder nur 
Schiffe der Wasserschutzpolizei beteiligt sind. 

§3 

(1) In der Untersuchung sind Ursachen und Um-
stände des Seeunfalls festzustellen; insbesondere 
ist zu prüfen, ob der Seeunfall 

1. auf Mängeln der Bauart, Einrichtung, Ausrü-
stung, Beschaffenheit, Beladung, des Betriebes 
oder der Besetzung des Schiffes mit Kapitän, 
Schiffsoffizieren und sonstigen Besatzungsmit-
gliedern beruht; 

2. auf Mängeln der Wasserstraßen mit den zugehö-
rigen Schiffahrtsanlagen, der Schiffahrtszei-
chen, der Einrichtungen zur Verkehrslenkung 
und -beratung, des Lotswesens, des Such- und 
Rettungsdienstes, der benutzten Seekarten und 
Seebücher sowie des nautischen Warn- und 
Nachrichtendienstes beruht; 

3. auf einen Verstoß gegen Verkehrs-, Sicherheits-
oder Umweltschutzvorschriften auf dem Gebiet 
der Seeschiffahrt oder 

4. auf einen Fehler bei der Führung oder den Be-
trieb des Schiffes zurückzuführen ist. 

Ferner ist zu prüfen, ob eine Hilfe- oder Beistands-
leistung unterlassen worden ist. 

(2) Bei der Untersuchung ist stets zu prüfen, ob 

1. das Handeln eines Beteiligten fehlerhaft war 
(fehlerhaftes Verhalten) und ob 

2. einem Beteiligten eine Eigenschaft fehlt, die zur 
Berufsausübung als Kapitän, Schiffsführer, 
Schiffsoffizier oder Lotse oder zur Führung ei-
nes Sportbootes erforderlich ist, 

auch wenn dieses Verhalten oder das Fehlen der 
Eigenschaft nicht für den Unfall ursächlich waren. 
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§4 

Beteiligte am Verfahren sind 

1. der Kapitän, der Schiffsführer, die Schiffsoffi-
ziere und Lotsen der an dem Seeunfall beteilig-
ten Schiffe sowie 

2. andere natürliche Personen und juristische Per-
sonen, Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht 
zustehen kann, und Behörden, 

sofern nach Lage des Falles ihr Verhalten Gegen-
stand der Untersuchung sein kann. 

Abschnitt 2 

Organe der Seeunfalluntersuchung 

§5 

(1) Die Untersuchung von Seeunfällen nach die-
sem Gesetz obliegt den Wasser- und Schiffahrtsdi-
rektionen Nord und Nordwest. Sie bilden Untersu-
chungsausschüsse (Seeämter) in Hamburg und Kiel 
sowie Bremerhaven und Emden. 

(2) Über den Widerspruch gegen Verwaltungsakte 
der Untersuchungsausschüsse und über Sprüche 
nach § 21 Abs. 1 Satz 3 entscheidet der Wider-
spruchsausschuß (Bundesoberseeamt), der im Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr in 
Hamburg gebildet wird. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die örtliche Zustän-
digkeit der Seeämter zu bestimmen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr erläßt eine 
Geschäftsordnung für die Seeämter und das Bun-
desoberseeamt; vor ihrem Erlaß sind die Küstenlän-
der zu hören. Die Geschäftsordnung ist im Ver-
kehrsblatt (Amtsblatt des Bundesministers für Ver-
kehr) bekanntzumachen. 

§6 

(1) Das Bundesoberseeamt und die Seeämter ent-
scheiden in der Besetzung mit einem Vorsitzenden, 
einem Ständigen Beisitzer und drei ehrenamtlichen 
Beisitzern. 

(2) Der Vorsitzende und die Beisitzer haben 
gleiches Stimmrecht. Dem Vorsitzenden und den 
Beisitzern dürfen keine Weisungen für die Ent-
scheidung des Einzelfalls, die das Seeamt oder das 
Bundesoberseeamt nach mündlicher Verhandlung 
trifft, erteilt werden. 

(3) Entscheidungen zur Ermittlung des Sachver-
halts und sonstige Entscheidungen außerhalb der 
mündlichen Verhandlung trifft der Vorsitzende, 
Entscheidungen nach § 14 Abs. 6 gemeinsam mit 
dem Ständigen Beisitzer. 

§7 

Die Vorsitzenden der Seeämter und des Bundes-
oberseeamtes müssen die Befähigung zum Richter-
amt nach dem Deutschen Richtergesetz besitzen. 

Die Ständigen Beisitzer der Seeämter und des Bun-
desoberseeamtes müssen die Befähigung zum Ka-
pitän auf Großer Fahrt besitzen und über ausrei-
chende Erfahrungen in der Führung eines Seeschif-
fes verfügen. 

§ 8  

(1) Das Bundesoberseeamt stellt eine Vorschlags-
liste für seine ehrenamtlichen Beisitzer auf, die 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen Nord und Nord-
west für die ehrenamtlichen Beisitzer der Seeämter 
ihres Bereichs. In die Listen werden Personen auf-
genommen, die von den beteiligten Bundes- und 
Landesbehörden, Berufs- und Interessenvertretun-
gen benannt werden. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wählt aus 
den Vorschlaglisten die erforderliche Anzahl von 
ehrenamtlichen Beisitzern aus (Beisitzerliste) und 
bestellt die Beisitzer für eine ehrenamtliche Tätig-
keit auf die Dauer von vier Jahren. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

1. die Personengruppen, aus denen die Beisitzer 
auszuwählen sind, 

2. die fachlichen Anforderungen an die Beisitzer 
und 

3. die Angaben, die die Beisitzerliste enthalten 
muß. 

§ 9  

Die ehrenamtlichen Beisitzer sind vom Vorsitzen-
den aus der Beisitzerliste zu den Sitzungen heran-
zuziehen. Dabei ist unter Berücksichtigung des Or-
tes und der Art des Seeunfalls, der Art und Größe 
der beteiligten Schiffe und des Kreises der Beteilig-
ten die sachkundige und unabhängige Besetzung 
sicherzustellen. Die ehrenamtlichen Beisitzer sind 
berechtigt und verpflichtet, sich über die Ergeb-
nisse der Ermittlungen zu unterrichten. 

Abschnitt 3 

Allgemeine Vorschriften 

§ 10 

Das Verfahren nach diesem Gesetz gilt als Ver-
waltungsverfahren im Sinne des § 9 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes vom 25. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1253), geändert durch Artikel 7 Nr. 4 des Gesetzes 
vom 2. Juli 1976 (BGBl. I S. 1749). 

Abschnitt 4 

Untersuchungsverfahren 

§11 

(1) Wer als Reeder oder in anderer Weise ein 
Schiff betreibt, das von einem Seeunfall nach § 1 
Abs. 1 und 2 betroffen ist, hat den Unfall dem See- 
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amt unverzüglich anzuzeigen; zur Anzeige ver-
pflichtet ist auch der Kapitän, der Schiffsführer und 
der Lotse des betroffenen Schiffes. Die Verpflich-
tung zur Anzeige besteht nicht bei Seeunfällen 
nach § 2 Abs. 3. 

Hat sich der Seeunfall bei einer Auslandsreise er-
eignet, so hat der Kapitän oder Schiffsführer auch 
die nächsterreichbare diplomatische oder berufs-
konsularische Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland unverzüglich zu verständigen. Die 
Dienststellen der Bundeswehr, die diplomatischen 
und berufskonsularischen Vertretungen der Bun-
desrepublik Deutschland im Ausland, die See-Be-
rufsgenossenschaft und der Germanische Lloyd ha-
ben die ihnen bekanntgewordenen Seeunfälle dem 
zuständigen Seeamt anzuzeigen. Das Seeamt kann 
ergänzende Berichte und bei den vorgenannten 
Stellen befindliche Unterlagen anfordern. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen 
sind verpflichtet, dem Seeamt über die Besatzung, 
den Liegeort und den Reiseplan des Schiffes Aus-
kunft zu erteilen. Auf Anforderung sind die für die 
Untersuchung erheblichen Unterlagen und Gegen-
stände von demjenigen herauszugeben, der sie in 
Gewahrsam hat oder verfügungsbefugt ist; dies gilt 
insbesondere für 

1. die benutzten Seekarten, Seetagebücher und 
technischen Aufzeichnungen von den in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Personen, 

2. technische Unterlagen von der Bauwerft, von 
den für das Schiff tätig gewordenen Reparatur-
betrieben oder von den beteiligten Zulieferern, 

3. Unterlagen über die Ladungsgüter von  den  La-
dungsbeteiligten. 

Die in Satz 2 Nr. 1 bezeichneten Unterlagen sind 
von den herausgabepflichtigen Personen bis zu 
Abschluß der Seeunfalluntersuchung aufzubewah 
ren. 

(3) Die Herausgabe von Unterlagen kann verwei-
gert werden, wenn der Bundesminister der Vertei-
digung dies aus Gründen der militärischen Sicher-
heit für erforderlich hält. 

§12 

(1) Außerhalb der mündlichen Verhandlung sind 
Beweise aufzunehmen, wenn der Sachverhalt es er-
fordert oder die Beweisaufnahme in der Verhand-
lung voraussichtlich nicht möglich oder besonders 
erschwert sein würde. Zur Beweisaufnahme sind 
der Ständige Besitzer und, nach Lage des Falles, 
weitere Beisitzer hinzuzuziehen. § 16 Abs. 5 und 6 
finden Anwendung. Das Seeamt ist befugt, bei der 
Ermittlung des Sachverhalts eine Versicherung an 
Eides Statt abzunehmen. 

(2) Behörden und Stellen, deren Geschäftsbereich 
von dem Seeunfall betroffen sind, sollen von einer 
beabsichtigten Beweisaufnahme unterrichtet wer-
den; richten sich die Ermittlungen gegen ein Schiff 
unter fremder Flagge, soll, und zwar auch von der 
Vollstreckung einer Anordnung nach § 11 Abs. 2 

Satz 2, die zuständige konsularische Vertretung be-
nachrichtigt werden. Richten sich die Ermittlungen 
gegen ein Schiff unter der Flagge der Deutschen 
Demokratischen Republik, soll die Ständige Vertre-
tung der Deutschen Demokratischen Republik von 
einer beabsichtigten Beweisaufnahme oder von der 
Vollstreckung einer Anordnung nach § 11 Abs. 2 
Satz 2 benachrichtigt werden. 

§13 

(1) Die Auslandsvertretungen der Bundesrepu-
blik Deutschland, die zur Aufnahme von Verklarun-
gen nach § 522 des Handelsgesetzbuches bestimmt 
worden sind, haben bei Seeunfällen von Schiffen in 
der Auslandsfahrt von Amts wegen die erforderli-
chen Ermittlungen zur Feststellung des Sachver-
halts durchzuführen und die Beweise zu sichern. 
§ 11 Abs. 2, § 12 Abs. 2, §§ 14 und 16 gelten sinnge-
mäß, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen des 
Empfangsstaates entgegenstehen oder dieser Ein-
spruch erhebt. Ermittlungen und Beweissicherun-
gen sind nicht erforderlich, soweit der Seeunfall im 
Ausland behördlich oder gerichtlich untersucht 
wird. 

(2) Zuständig ist die Auslandsvertretung, in deren 
Bezirk der Hafen liegt, den das Schiff nach dem 
Seeunfall zuerst erreicht. Wird eine Verklarung auf-
genommen, ist die damit befaßte Auslandsvertre-
tung auch für die Ermittlungen nach Absatz 1 zu-
ständig. Das Seeamt kann auch eine Auslandsver-
tretung, die nicht nach Satz 1 oder 2 zuständig ist, 
ersuchen, die Ermittlungen zu führen. 

(3) Die Ergebnisse der Ermittlungen und, wenn 
eine Verklarung aufgenommen wurde, auch die 
Niederschrift der Beweisaufnahme, sowie sonstige, 
für die Ermittlung des Sachverhalts wesentliche 
Unterlagen, sind dem zuständigen Seeamt zu über-
senden. 

§ 14 

(1) Im Untersuchungsverfahren des Seeamtes fin-
det eine mündliche Verhandlung statt. 

(2) Natürliche Personen als Beteiligte sind ver-
pflichtet, zur mündlichen Verhandlung persönlich 
zu erscheinen; andere Beteiligte haben ihren Ver-
treter oder Beauftragten zu entsenden. 

(3) Die Beteiligten werden als solche zur mündli-
chen Verhandlung mit angemessener Frist schrift-
lich geladen. Ist eine schriftliche Ladung zur münd-
lichen Verhandlung nicht rechtzeitig möglich, so 
kann sie auch telefonisch, telegrafisch oder durch 
Boten erfolgen. Die Ladung enthält den Hinweis, 
daß der Beteiligte sich der Hilfe eines Beistandes 
bedienen kann und daß bei unentschuldigtem Fern-
bleiben des nach Absatz 2 zum Erscheinen ver-
pflichteten Beteiligten, Vertreters oder Beauftrag-
ten dessen zwangsweise Vorführung angeordnet 
werden kann. 

(4) Der Verhandlungstermin ist den Behörden 
und Stellen, deren Aufgaben berührt. werden, und 
dem Eigentümer oder sonst Verfügungsberechtig- 
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ten des betroffenen Schiffes mit Sitz oder Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes mitzuteilen. 
Sind Schiffe unter fremder Flagge betroffen oder 
ist der Inhaber eines ausländischen Befähigungs-
zeugnisses beteiligt, ist der Verhandlungstermin 
der zuständigen konsularischen Vertretung mitzu-
teilen. Bei Beteiligung von Schiffen unter der 
Flagge der Deutschen Demokratischen Republik 
oder Inhabern von in der Deutschen Demokrati-
schen Republik ausgestellten Befähigungszeugnis-
sen ist der Verhandlungstermin der Ständigen Ver-
tretung der Deutschen Demokratischen Republik 
mitzuteilen. 

(5) Das Seeamt soll das Verfahren so fördern, daß 
es möglichst in einem Verhandlungstermin erledigt 
werden kann. 

(6) Sind nach dem Ergebnis der Ermittlungen 
dringende Gründe für die Annahme vorhanden, daß 
eine Maßnahme nach § 19 Abs. 1, 3 oder 4 angeord-
net werden wird, so kann das Seeamt diese Maß-
nahme ohne mündliche Verhandlung vorläufig an-
ordnen, wenn es die Sicherheit der Schiffahrt oder 
des Schiffes erfordert. Auf die vorläufigen Maßnah-
men findet § 19 Abs. 7 Anwendung. 

§ 15 

Die mündliche Verhandlung ist öffentlich. Das 
Seeamt kann für die Verhandlung oder für einen 
Teil davon die Öffentlichkeit ausschließen, wenn 

1. eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zu besorgen ist oder 

2. militärische Angelegenheiten geheimzuhalten 
oder wichtige Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nisse zu wahren sind. 

§ 16 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die mündli-
che Verhandlung. Soweit dieses Gesetz keine Ver

-

fahrensregelungen enthält, bestimmt der Vorsit-
zende den Gang der Verhandlungen nach pflichtge-
mäßem Ermessen. 

(2) Die §§ 66, 68 Abs. 2 und 3 und § 71 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes finden Anwendung. 

(3) Die mündliche Verhandlung beginnt mit der 
Feststellung, wer Beteiligter am Verfahren ist. So-
dann berichtet der Vorsitzende über das wesentli-
che Ergebnis der Ermittlungen. 

(4) Wer erst im Verlauf der mündlichen Verhand-
lung als Beteiligter zu dem Verfahren hinzugezogen 
wird, kann verlangen, daß die mündliche Verhand-
lung ausgesetzt wird, wenn er einen Beistand hin-
zuziehen oder Akteneinsicht nehmen will. Der Be-
teiligte ist hierauf hinzuweisen. 

(5) Auf die Mitwirkung von Zeugen und Sachver-
ständigen findet § 65 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes mit der Maßgabe Anwendung, daß die Vor-
schriften über Zeugen auch für Beteiligte gelten; 
Beteiligte können die Aussage über Fragen verwei-

gern, deren Beantwortung sie der Gefahr einer 
Maßnahme nach § 19 Abs. 1, 3 oder 4 aussetzen wür-
de. 

Für die eidliche Vernehmung ist auch das Gericht 
des Ortes zuständig, an dem die mündliche Ver-
handlung stattfindet. Beteiligte werden nicht eid-
lich vernommen. Die Zeugen sind einzeln und in 
Abwesenheit der später zu hörenden Zeugen zu ver-
nehmen. 

(6) Über die mündliche Verhandlung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Die Niederschrift muß Anga-
ben enthalten über 

1. den Ort und den Tag der Verhandlung, 

2. die Namen des Vorsitzenden, des Schriftführers 
und der Beisitzer des Seeamtes, der erschiene-
nen Beteiligten, Zeugen und Sachverständigen, 

3. den behandelten Seeunfall, 

4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Betei-
ligten, der Zeugen und Sachverständigen 
und 

5. das Ergebnis eines Augenscheines. 

Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen. 

§ 17 

(1) Das Untersuchungsverfahren wird durch 
Spruch abgeschlossen. Das Seeamt entscheidet un-
ter Würdigung des Gesamtergebnisses des Verfah-
rens. 

(2) Der Spruch enthält 

1. Feststellungen über die Ursachen des Seeun-
falls, 

2. die Entscheidung, daß ein fehlerhaftes Verhal-
ten eines Beteiligten vorliegt, sofern die Ver-
handlung dies ergeben hat, und 

3. unter den nach § 19 Abs. 1 bis 4 jeweils dafür 
maßgebenden Voraussetzungen, 

a) die Entziehung eines Befähigungszeugnisses 
oder einer Zulassung als Seelotse (§ 19 
Abs. 1), 

b) die Erlaubnis, ein minderes Befähigungs-
zeugnis auszustellen (§ 19 Abs. 2), 

c) die Entziehung einer Fahrerlaubnis für 
Sportboote (§ 19 Abs. 3) oder 

d) die Anordnung eines Fahrverbots (§ 19 
Abs. 4). 

Der Spruch lautet auf Einstellung des Verfahrens, 
wenn sich während der mündlichen Verhandlung 
herausstellt, daß die Voraussetzungen der §§ 1 oder 
2 nicht vorliegen. Der Spruch enthält eine Kosten-
entscheidung. 

(3) Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
und 3 darf ein Spruch nur enthalten, wenn 

1. das Seeamt sie zur Erörterung gestellt hat und 
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2. der Beteiligte anwesend oder vertreten ist oder 
trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne ausrei-
chende Entschuldigung nicht erschienen ist oder 
bereits die Möglichkeit hatte, sich vor dem See-
amt, einem Gericht oder einer Auslandsvertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland (§ 13) zur 
Sache zu äußern. 

Ist der Beteiligte abwesend, kann ein Spruch mit 
ihn belastenden Entscheidungen nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 und 3 nur ergehen, wenn er zuvor auf 
diese Möglichkeit hingewiesen worden ist. 

(4) Der Spruch wird entweder am Schluß der 
mündlichen Verhandlung oder in einer sofort anzu-
beraumenden öffentlichen Sitzung, die nicht über 
zwei Wochen hinaus angesetzt werden soll, durch 
Verlesung der Spruchformel und durch mündliche 
Mitteilung des wesentlichen Inhalts der Gründe be-
kanntgegeben. Wird der Spruch nicht am Schluß 
der mündlichen Verhandlung bekanntgegeben, so 
brauchen die Beisitzer und die Beteiligten bei der 
Bekanntgabe nicht anwesend zu sein. 

§ 18 

Das Seeamt kann ein fehlerhaftes Verhalten ei-
nes Beteiligten feststellen, wenn die Verhandlung 
ergeben hat, daß er Rechtsvorschriften, Verwal-
tungsanordnungen, Richtlinien oder allgemeine, für 
seinen Veranwortungsbereich geltende Grundsätze, 
insbesondere allgemeine Grundsätze der Schiffs-
führung, der Schiffsbetriebstechnik, des Funkdien-
stes, der Sicherheit der Schiffahrt, des Umwelt-
schutzes auf See oder allgemein anerkannte Regeln 
der Technik nicht beachtet hat. 

§ 19 

(1) Das Seeamt hat 

1. ein Befähigungszeugnis, das auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 142 des Seemannsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 9513-1, veröffentlichten berei-
nigten und jeweils gültigen Fassung erteilt wor-
den ist oder weiter gilt oder 

2. eine von einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland erteilte Zulassung als Seelotse 

zu entziehen, wenn es ein fehlerhaftes Verhalten 
des Inhabers festgestellt hat und auf Grund der 
Verhandlung zu der Überzeugung gelangt ist, daß 
dem Inhaber eine Eigenschaft fehlt, die für seine 
Berufsausübung erforderlich ist. Ein solcher Man-
gel ist in der Regel anzunehmen, wenn der Inhaber 
infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender Mittel nicht in der Lage 
war, den Dienst an Bord sicher auszuüben. Falls der 
Inhaber ein weiters Befähigungszeugnis besitzt, 
dessen Befugnisse in dem entzogenen Befähigungs-
zeugnis eingeschlossen sind, kann dieses ebenfalls 
entzogen werden. 

(2) Die Ausstellung eines Befähigungszeugnisses, 
dessen Befugnisse in dem entzogenen Befähigungs-
zeugnis eingeschlossen sind, kann erlaubt werden. 

(3) Das Seeamt hat im Spruch eine Fahrerlaubnis 
für Sportboote zu entziehen, wenn es ein fehlerhaf-
tes Verhalten des Inhabers festgestellt hat und auf 
Grund der Verhandlung zu der Überzeugung ge-
langt ist, daß der Inhaber zur Führung eines Sport-
bootes auf Seeschiffahrtstraßen ungeeignet ist; Ab-
satz 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 1 und 2 oder des Absatzes 3 kann dem Inhaber 
eines nicht von einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestellten Befähigungszeugnisses 
oder einer Fahrerlaubnis für Sportboote sowie dem 
Inhaber eines Befähigungszeugnisses der Binnen-
schiffahrt die Ausübung der damit verbundenen 
Befugnisse auf Seeschiffahrtstraßen untersagt wer-
den (Fahrverbot). 

(5) Hat das Seeamt ein fehlerhaftes Verhalten 
festgestellt, jedoch keine Maßnahme nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 getroffen, so darf diese Maßnahme 
wegen des gleichen Sachverhalts nicht auf Grund 
anderer Rechtsvorschriften getroffen werden. 

(6) Eine Maßnahme nach den Absätzen 1 bis 4 
kann befristet werden. Die Mindestfrist beträgt ein 
Jahr, sie beginnt mit der Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidung. Das Seeamt kann für die Wiederaushän-
digung eines entzogenen Befähigungszeugnisses, 
einer entzogenen Zulassung als Seelotse oder einer 
entzogenen Fahrerlaubnis für Sportboote oder für 
die Aufhebung eines Fahrverbots die Erfüllung be-
stimmter Voraussetzungen festsetzen. 

(7) Wird ein Befähigungszeugnis, eine Zulassung 
als Seelotse oder eine Fahrerlaubnis für Sportboote 
entzogen, so darf die damit verbundene Befugnis 
nicht mehr ausgeübt werden. Befähigungszeugnis-
se, Urkunden über die Zulassung als Seelotse (Be-
stallung, Erlaubnis) oder über die Fahrerlaubnis für 
Sportboote (Sportbootführerschein, Motorbootfüh-
rerschein) sind nach der Entziehung unverzüglich 
dem Seeamt abzuliefern oder nach einem Fahrver-
bot zur Eintragung vorzulegen. 

§ 20 

(1) Der Spruch ist schriftlich abzufassen und von 
dem Vorsitzenden und den Beisitzern zu unter-
zeichnen. Er soll binnen eines Monats nach der 
mündlichen Bekanntgabe vollständig vorliegen. 

(2) In den Gründen sind der Hergang und die 
Ursachen des Seeunfalls darzustellen. Die beteilig-
ten Schiffe sollen mit Namen, Unterscheidungs-
signal, Heimathafen, Eigentumsverhältnissen, Grö-
ßenangaben, den für den Unfallhergang erhebli-
chen sonstigen Daten und den erlittenen Schäden 
aufgeführt werden. Beteiligte und ihre Befähi-
gungszeugnisse, Zulassungen als Seelotse oder 
Fahrerlaubnisse für Sportboote sind genau zu be-
zeichnen. In Todesfällen und in Fällen des Ver-
schwindens von Bord sind auch die Toten oder Ver-
mißten aufzuführen. Das Ergebnis der Beweisauf-
nahme ist zu würdigen. Es sind die Umstände anzu-
geben, die für den  Spruch maßgebend waren. Das 
Handeln eines Beteiligten darf in den Gründen nur 
dann als fehlerhaft bezeichnet werden, wenn es als 
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fehlerhaftes Verhalten auch in der Spruchformel 
festgestellt worden ist; es ist auch anzugeben, ob 
das fehlerhafte Verhalten für den Unfall ursächlich 
war. 

(3) Der Spruch ist den Beteiligten zuzustellen. 
Auf Antrag erhalten sie eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die mündliche Verhandlung. 

Abschnitt 5 

Widerspruchsverfahren 

§21 

(1) Verwaltungsakte des Seeamts, insbesondere 
Anordnungen nach § 11 Abs. 2 Satz 2 und § 14 Abs. 6 
sowie Sprüche mit Entscheidungen nach § 17 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 oder 3 unterliegen der Nachprüfung in 
einem Widerspruchsverfahren durch das Bundes-
oberseeamt. Wird Widerspruch erhoben, werden 
auch die Feststellungen nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
überprüft. Sprüche des Seeamtes, die nur eine Fest-
stellung nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 enthalten, wer-
den auf Anordnung des Bundesministers für Ver-
kehr vom Bundesoberseeamt überprüft. Die Anord-
nung ist nur binnen zweier Monate nach Zustellung 
des Spruches an die Beteiligten möglich. 

(2) Für das Verfahren des Bundesoberseeamtes 
gelten die §§ 11, 12 und 14 bis 20 sinngemäß; es wird 
durch Widerspruchsbescheid, im Fall des Absat-
zes 1 Satz 3 durch Spruch, abgeschlossen. Über Wi-
dersprüche gegen Entscheidungen des Seeamtes 
nach § 11 Abs. 2 Satz 2 oder nach § 14 Abs. 6 ent-
scheidet das Bundesoberseeamt ohne mündliche 
Verhandlung. 

(3) Das Bundesoberseeamt kann 

1. den Spruch des Seeamtes auch zuungunsten des 
Widersprechenden ändern und 

2. Entscheidungen nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
oder 3 auch gegen einen durch den Spruch des 
Seeamtes nicht beschwerten Beteiligten treffen. 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 findet ein Widerspruchs-
verfahren nicht statt. 

Abschnitt 6 

Kosten 

§ 22 

(1) Für Verwaltungsakte nach § 17 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 werden Gebühren erhoben. 

(2) Gebühren werden auch für einen erfolglos ein-
gelegten Widerspruch erhoben. Hat der Wider-
spruch nur teilweise Erfolg, so ist die Gebühr ent-
sprechend zu ermäßigen. § 80 Abs. 1 Satz 3 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes findet keine Anwen-
dung. Beruht die Erfolglosigkeit des Widerspruchs 
lediglich darauf, daß nach § 45 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes die Verletzung einer Verfahrens-
oder Formvorschrift unbeachtlich ist, so wird keine 
Gebühr erhoben. 

(3) Auslagen werden nicht erhoben. 

(4) Wird gegen den Spruch eines Seeamtes ledig- 
lich wegen der Kostenentscheidung Widerspruch 
erhoben, so entscheidet das Bundesoberseeamt 
ohne mündliche Verhandlung. Gegen Kostenent-
scheidungen des Bundesoberseeamtes im Falle des 
§ 21 Abs. 3 ist ein Widerspruch nicht zulässig. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung die Gebühren zu 
bestimmen und dabei feste Sätze oder Rahmen-
sätze vorzusehen. Die Gebühren sind so zu bemes-
sen, daß zwischen der den Verwaltungsaufwand be-
rücksichtigenden Höhe der Gebühr einerseits und 
dem öffentlichen Interesse an der Seeunfallunter-
suchung andererseits ein angemessenes Verhältnis 
besteht. 

Abschnitt 7 

Verwaltungsgerichtliche Anfechtung 

§ 23 

(1) Für das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
gilt der Sitz des Bundesoberseeamtes auch als Sitz 
der Seeämter. 

(2) Die Berufung gegen ein Urteil und die Be-
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts bei der Anwendung dieses Geset-
zes sind ausgeschlossen. Das gilt nicht für die Be-
schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 
nach § 135 in Verbindung mit § 132 Abs. 3 bis 5 der 
Verwaltungsgerichtsordnung. 

Abschnitt 8 

Bußgeldvorschriften 

§ 24 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. der Anzeigepflicht nach § 11 Abs. 1 Satz 1 oder 
der Auskunfts-, Herausgabe- oder Aufbewah-
rungspflicht nach § 11 Abs. 2, auch in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 1 Satz 1 und 2, zuwiderhan-
delt, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 14 Abs. 6 
Satz 1 oder einer vollziehbaren Untersagung 
nach § 19 Abs. 4 zuwiderhandelt oder 

3. entgegen § 19 Abs. 7 Satz 2, auch in Verbindung 
mit § 14 Abs. 6 Satz 2, das Befähigungszeugnis, 
die Urkunde über die Zulassung als Seelotse 
oder über die Fahrerlaubnis für Sportboote nicht 
oder nicht rechtzeitig abliefert oder vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
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die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen Nord und 
Nordwest. Sie sind auch zuständig für die Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1977 
(BGBl. I  S. 1314), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 3. April 1985 (BGBl. II S. 593). 

Abschnitt 9 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 25 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes über-
nehmen 

das Seeamt Kiel die bei den bisherigen Seeämtern 
Flensburg und Lübeck, 

das Seeamt Hamburg die bei dem bisherigen See-
amt Hamburg, 

das Seeamt Bremerhaven die bei dem bisherigen 
Seeamt Bremerhaven und 

das Seeamt Emden die bei dem bisherigen Seeamt 
Emden 

eingeleiteten, aber noch nicht abgeschlossenen Un-
tersuchungen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gehen 
die Geschäfte des bisherigen Bundesoberseeamtes 
auf das Bundesoberseeamt (§ 5 Abs. 2) über. Über 
die beim Bundesoberseeamt eingeleiteten, aber 
noch nicht abgeschlossenen Berufungsverfahren 
wird im Widerspruchsverfahren entschieden. Beru-
fungen des Bundesbeauftragten gelten als Anord-
nung des Bundesministers für Verkehr (§ 21 Abs. 1 
Satz 3). Richtet sich die Berufung gegen die Fest-
stellung schuldhaften Verhaltens, gilt der Wider-
spruch als gegen die Feststellung fehlerhaften Ver-
haltens gerichtet. 

§ 26 

Dieses Gesetz berührt nicht die über die Verein-
barungen über die Ausübung der schiffahrtpolizeili-
chen Vollzugsaufgaben erlassenen Gesetze der Län-
der 

1. Bremen vom 12. April 1955 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen  S. 59) und vom 
28. Juni 1983 (Bremer Gesetzblatt S. 405), 

2. Hamburg vom 5. Mai 1956 (Hamburgisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt S. 83) und vom 
16. Dezember 1982 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 387), 

3. Niedersachsen vom 23. Dezember 1955 (Nieder-
sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 293) und vom 2. Juni 1982 (Niedersächsisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 153), 

4. Schleswig-Holstein vom 15. Juli 1955 (Gesetz-
und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 

S. 137) und vom 10. Dezember 1984 (Gesetz-
und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
S. 247). 

§ 27 

(1) In § 1 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1977 
(BGB1. I S. 1314), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 3. April 1985 (BGBl. II S. 593), wird nach Num-
mer 4 folgende Nummer 4 a eingefügt: 

,,,4 a. die Untersuchung der Seeunfälle;" , 

(2) Dem § 188 der Verwaltungsgerichtsordnung in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 240-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 
1982 (BGBl. I S.1834), wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Satz 1 gilt auch für das Sachgebiet der Seeunfall-
untersuchung." 

(3) Der fünfte Abschnitt des Gesetzes über die 
Statistik der Seeschiffahrt in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9510-4, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, geändert durch Arti-
kel 14 des Gesetzes vom 14. März 1980 (BGBl. I 
S. 294), wird aufgehoben. 

§ 28 

Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgeset-
zes über die Unverletzlichkeit der Wohnung wird 
nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 29 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 30 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1986 in 
Kraft, soweit Absatz 3 nichts anderes bestimmt. 

(2) Gleichzeitig treten alle früheren Gesetze und 
Verordnungen, die den gleichen Gegenstand regeln, 
außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz über die Untersuchung von Seeunfäl-
len in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 9510-2, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 
Nr. 17 des Gesetzes vom 13. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 677), 

2. die Geschäftsordnung für die Seeämter und für 
das Reichsoberseeamt vom 2. Juni 1939 (Reichs-
ministerialblatt S. 1263), 

3. die Verordnung über die Vereinfachung der Ver-
waltung (Beisitzer des Reichsoberseeamtes) 
vom 7. Juni 1943 (RGBl. I S. 348), 
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4. die Verordnung über die Vereinfachung der Ver-
waltung (Einschränkung des seeamtlichen Un-
tersuchungsverfahrens) vom 4. Dezember 1944 
(RGBl. I S. 334) und 

5. das Gesetz über die Wiedererrichtung des See-
amtes in Bremerhaven vom 27. Mai 1947 (Ge-
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen S. 78). 

(3) § 5 Abs. 3 und 4, § 8 Abs. 3 und § 22 Abs. 5 treten 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Bericht des Abgeordneten Bohlsen 

Der in Drucksache 10/3312 enthaltene Gesetzent-
wurf wurde in der 140. Sitzung des Deutschen Bun-
destages vom 23. Mai 1985 dem Verkehrsausschuß 
federführend sowie dem Innenausschuß und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 
An den Haushaltsausschuß erfolgte auch die Über-
weisung gemäß § 96 der Geschäftsordnung. Der An-
trag der Fraktion der SPD in Drucksache 10/2839 
betreffend Standort des Seeamtes Flensburg wurde 
in der 132. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
18. April 1985 ausschließlich an den Verkehrsaus-
schuß überwiesen. Beide Vorlagen hat der Aus-
schuß am 25. September 1985 behandelt. 

I. Wesentlicher Inhalt und Ziele des 
Gesetzentwurfs 

Die Untersuchung von Seeunfällen ist seit 100 Jah-
ren eine staatliche Aufgabe. Die Untersuchung soll 
Ursachen und Umstände eines Seeunfalles objektiv 
feststellen, damit künftig ähnliche Unfälle vermie-
den werden. In dem Verfahren können außerdem 
Befähigungszeugnisse wie z. B. das Kapitänspatent 
entzogen werden. 

Grundlage für das Untersuchungsverfahren ist ein 
Gesetz aus dem Jahre 1878 mit Novellierung von 
1935. Das darin vorgesehene Verfahren entspricht 
nicht mehr den heutigen Anforderungen. In dem 
jetzt zur Verabschiedung anstehenden völlig neuen 
Seeunfalluntersuchungsgesetz sind folgende we-
sentliche Neuregelungen vorgesehen: 

1. Übernahme der Seeämter in den Zuständig-
keitsbereich des Bundesministers für Verkehr. 
Es sind Seeämter in Hamburg, Kiel, Bremerha-
ven und Emden vorgesehen. Die bestehenden 
Seeämter in Flensburg und Lübeck entfallen so-
mit. Als Zweitinstanz besteht weiterhin das Bun-
desoberseeamt in Hamburg. 

2. Die Seeämter werden mit hauptamtlichen Vor-
sitzenden besetzt. Einer der Beisitzer wird als 
ständiger, ebenfalls hauptamtlich tätiger Beisit-
zer bestellt. 

3. In dem Verfahren wird kein Verschulden eines 
Beteiligten mehr festgestellt, sondern lediglich 
ein objektives Fehlverhalten. 

4. Die Entscheidungen im Rahmen der Seeunfall-
untersuchung sind als Verwaltungsakte anfecht-
bar, so daß der Rechtsschutz für belastete Betei-
ligte beträchtlich verstärkt wird. 

5. In den Kreis der Beteiligten können neben Kapi-
tänen, Schiffsoffizieren und Lotsen auch andere 
Personen einbezogen werden. 

6. Der Gesetzentwurf enthält darüber hinaus nä-
here Vorschriften über die Entziehung von Befä-
higungszeugnissen (besonders bei Alkoholmiß

-

brauch), über die Wiedererteilung entzogener 
Patente und über die Befristung bei der Entzie-
hung. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Verkehrsausschuß hat dem Gesetzentwurf 
ohne wesentliche Änderungen zugestimmt. Es wur

-

den lediglich folgende Änderungen überwiegend re-
daktioneller Art beschlossen: 

1. Die Änderungsvorschläge des Bundesrates zu 
den §§ 3, 5, 13 und 16, denen die Bundesregierung 
zugestimmt hat, wurden übernommen. 

2. In § 5 wurde ein neuer Absatz 3 eingefügt, durch 
den der Bundesminister für Verkehr ermächtigt 
wird, auf dem Wege über eine Rechtsverordnung 
die örtliche Zuständigkeit der Seeämter zu be- 
stimmen. 

3. In § 27 ist ein zusätzlicher Absatz 2 eingefügt 
worden, durch den sichergestellt wird, daß die 
gerichtliche Zuständigkeit für die Anfechtung 
von Sprüchen der Seeämter und des Bundes-
oberseeamtes nicht nur bei einem einzigen Ver-
waltungsgericht, sondern auch bei einer be-
stimmten Kammer konzentriert wird. 

4. Mit Stimmenmehrheit abgelehnt wurde ein An- 
trag des Vertreters der Fraktion DIE GRÜNEN, 
duch Änderung des § 15 die Möglichkeit zu strei-
chen, die Öffentlichkeit bei mündlichen Ver-
handlungen vor dem Seeamt aus besonderem 
Anlaß auszuschließen. 

In der Schlußabstimmung wurde der Gesetzentwurf 
bei einer Stimmenthaltung gebilligt. 

III. Mitberatende Stellungnahme 

Innenausschuß und Haushaltsausschuß haben im 
Wege der Mitberatung empfohlen, dem Gesetzent-
wurf zuzustimmen. Der Haushaltsausschuß wird ei-
nen gesonderten Bericht nach § 96 der Geschäfts-
ordnung vorlegen. 

IV. Antrag der Fraktion der SPD betreffend 
Standort des Seeamtes Flensburg 
— Drucksache 10/2839 — 

Nach dem Inhalt des Antrages soll die Bundesregie-
rung dazu aufgefordert werden, die Stadt Flensburg 
als Sitz des dortigen Seeamtes im Rahmen des 
Seeunfalluntersuchungsgesetzes zu bestätigen. 

Der Antrag ist jedoch durch die Beschlußfassung zu 
dem Entwurf eines Seeunfalluntersuchungsgeset

-

zes gegenstandslos geworden. In dessen § 5 ist an- 
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stelle der jetzigen Seeämter in Lübeck und Flens-
burg die Einrichtung eines Seeamtes in Kiel vorge-
sehen. In jedem der vier Küstenländer besteht da-
nach künftig ein Seeamt. 

Bonn, den 25. September 1985 

Bohlsen 

Berichterstatter 


